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Die Anforderungen an die schulische IT nehmen kontinuierlich zu. Dies betrifft sowohl 

die Endgeräte, die zunehmend mobiler werden, als auch die Netzwerke und Schulserver-

lösungen. Neue Technologien bieten vielversprechende Möglichkeiten, um das Lernen 

und Lehren zukünftig orts- und zeitunabhängig zu gestalten. Schulträger müssen, neben 

dem Betrieb und der Weiterentwicklung (oder auch der Ablösung) von bestehenden 

Infrastrukturen, die Integration dieser neuen Technologien bewältigen, ohne dass hier-

durch die Betriebskosten steigen oder das Management erschwert wird. Eine Konse-

quenz hieraus ist, dass immer mehr Schulträger überlegen, Teile der dezentralen IT in 

Form von Schulservern in den Schulen aufzulösen und stattdessen zentrale IT-Systeme 

zur Verfügung zu stellen. Hierzu gehören z.B. Lernmanagementsysteme (LMS), Systeme 

für die Distribution von Medien und Applikationen, den Datenaustausch und die Kom-

munikation. Darüber hinaus verspricht die Zentralisierung von Diensten mittels Internet-

technologien und die Bereitstellung und Nutzung webbasierter Lösungen ς im Sinne des 

Cloud Computing ς weiteres Optimierungspotenzial. Derartige Konzepte ermöglichen 

das Ersetzen der bisherigen lokalen Datenhaltung und zum Teil auch der Bereitstellung 

von Applikationen zugunsten zentral administrierter Systeme, welche sich ganz oder 

teilweise in der Cloud befinden. In der Praxis bilden solche Lösungen für das schulische 

Umfeld bislang aber eher die Ausnahme und sind hinsichtlich ihres Funktionsumfangs 

überaus heterogen und nur wenig standardisiert. Für die Betrachtung des Nutzens sol-

cher Lösungen, ist ihre Verwendung zudem immer im Kontext ihrer pädagogischen An-

wendungsmöglichkeiten zu prüfen.  

5ƛŜ ǾƻǊƭƛŜƎŜƴŘŜ .ǊƻǎŎƘǸǊŜ ƛǎǘ Řŀǎ 9ǊƎŜōƴƛǎ ŜƛƴŜǎ tǊƻƧŜƪǘŜǎ ȊǳǊ !ƴŀƭȅǎŜ Ǿƻƴ αtƻǘŜƴȊƛŀƭŜƴ 

und Wirtschaftlichkeitsaspekten zentral betriebener IT-{ȅǎǘŜƳŜάΣ ŘƛŜ Řŀǎ ƛŦƛō ƎŜƳŜƛn-

sam mit den vier Hessischen Schulträgern Wetteraukreis, Kreis Groß-Gerau, Kreis Berg-

straße und Stadt Frankfurt am Main, der Medieninitiative Schule@Zukunft des Hessi-

schen Kultusministeriums sowie dem Landesschulamt und Lehrkräfteakademie (LSA) in 

Hessen durchgeführt hat. Im Rahmen der Untersuchung wurde betrachtet, in welchen 

Bereichen es sinnvoll ist, die lokale Datenhaltung und Bereitstellung von Applikationen 

zugunsten zentral betriebener, webbasierter Lösungen i.S.v. Cloud Computing zu erset-

zen. Die Untersuchung erfolgte in mehreren Schritten. Zunächst wurden Interviews bei 

den am Projekt beteiligten Schulträgern sowie eine Befragung von Lehrkräften an aus-

gewählten Schulen durchgeführt, um einen Überblick zum Stand der Medienintegration 

und -nutzung in den Schulen der vier Schulträger zu erhalten und die aktuellen pädago-

gischen Anforderungen der Lehrkräfte für den Einsatz digitaler Medien zu ermitteln. Die 

Ergebnisse wurden anschließend hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit durch zentralisierte 

Lösungsansätze im Sinne des Cloud Computing betrachtet. Um die Anforderungen wei-

ter zu konkretisieren und auf die am Markt verfügbaren Systeme abbilden zu können, 

wurden Hersteller und Betreiber verschiedener Systemlösungen für den Bildungsbereich 

zu einem gemeinsamen zweitägigen Expertenworkshop eingeladen, auf dem Software-

lösungen und Plattformen vorgestellt und in Hinblick auf ihre Nutzeneffekte in alternati-

ven Cloudformen diskutiert wurden. Im Schluss ergeben sich unterschiedliche Szenarien 

und Strategien, um Cloudlösungen in die schulische IT-Infrastruktur zu integrieren, die 

im Folgenden dargestellt werden. 



 

 

Der Wetteraukreis betreut 88 Schulen aller Schulstufen. Die IT-Ausstattung der Schulen 

erfolgt über ein abgestimmtes Medienkonzept, das der Wetteraukreis aktuell zum drit-

ten Mal fortschreiben lässt. Der Fachdienst Schul-IT und Einrichtungen des Wetter-

aukreises ist für die IT-Strategie und Weiterentwicklung aller technischen Konzepte, die 

Beschaffungsprozesse, das Projektmanagement, die Qualitätssicherung sowie die Fort-

bildung der Multiplikatoren verantwortlich. Der Prozess der Medienentwicklungspla-

nung wird durch einen Medienbeirat begleitet, in dem das Staatliche Schulamt und auch 

alle Schulformen vertreten sind. Die Beschaffung und der technische Betrieb der gesam-

ten Schul-IT werden regelmäßig ausgeschrieben und an einen externen Dienstleister 

vergeben. Für alle Supportleistungen sind Service Level Agreements (SLAs) vertraglich 

vereinbart worden. Ein neuer Baustein der Systemlösung im Wetteraukreis ist das Lern-

managementsystem wtkedu auf Basis der Plattform WebWeaver®School von DigiOnline, 

dessen Einführungsphase im gesamten Kreisgebiet Ende 2013 abgeschlossen ist. Die 

bisher eingesetzten Module zur Benutzerverwaltung und Dateiablage der Landeslösung 

LANiS werden künftig durch wtkedu abgelöst. Weiterhin werden im lokalen Schulnetz 

ein Klassenraummanagement und eine Klausurumgebung (IHK-konform) angeboten. 

Einige Serverdienste, wie z.B. Contentfilter und Proxy, Systemmanagement, Software-

verteilung und Virenscanner verbleiben zunächst in den lokalen Schulnetzen. Die Schu-

len sind vielfach noch über asymmetrische DSL-Leitungen von T@School angebunden. 

Rund 20% der Schulen werden bereits durch angemietete Business-Anbindungen von 

Unitymedia und WiDSL versorgt. Der Ausbau der Breitbandanbindungen soll in Zukunft 

kontinuierlich erfolgen, um den gestiegenen Leistungsanforderungen der Schulen ge-

recht zu werden. Die Schulgebäude haben je nach Nutzungskonzept der Einzelschule 

eine Festnetzverkabelung oder ein Gebäude-WLAN erhalten. Ein verstärkter Ausbau mit 

Funknetzen (WLAN) ist mit der nächsten Fortschreibung des Medienkonzeptes geplant. 

 

Der Kreis Groß-Gerau betreut 45 Schulen aller Schularten. Die Ausstattung und Betreu-

ung der Schulen erfolgt durch den Fachdienst IT-Infrastruktur Schulen (ITIS) innerhalb 

des Fachbereiches Schul- und Gebäudeservice der Kreisverwaltung. Die IT-Versorgung ist 

über ein Schulträgernetzwerk (WAN-Anbindungen) von einem zentralen Rechenzentrum 

zu allen Schulstandorten realisiert. Den Grundschulen wird hierüber eine Thin-Client-

Lösung zur Verfügung gestellt. In den weiterführenden Schulen kommt im pädagogi-

schen Bereich ein dezentrales Serverkonzept mit der Systemlösung LANiS zum Einsatz. 

Die Internetanbindungen der Schulen sind bei unterschiedlichen Anbietern, zum großen 

Teil jedoch breitbandig (Standard-DSL) ausgelegt. Die Beruflichen Schulen haben zum 

Teil eigene Lösungen aufgebaut, die von ihnen selber betreut werden. Für den Einsatz 

einer Lernplattform gibt es keine Vorgabe des Schulträgers, so dass hier unterschiedliche 

Systeme, meist von einzelnen Lehrkräften und nicht schulweit, eingesetzt werden.  



 

Der Kreis Bergstraße betreut 74 Schulen aller Schularten. Das IT-Management wird in 

der Schulabteilung geleistet. Den Support leistet ein externer Dienstleister auf Basis 

eines Supportkonzeptes. An größeren Schulen gibt es regelmäßige Supporttage (maxi-

mal einmal pro Woche) mit einem festen IT-Mitarbeiter. Die Schulen sind in der Regel 

über T@School mit bis zu 16.000 Kbit/s angebunden. Einige Schulen haben Kabelan-

schlüsse über die GGEW net. An größeren Schulen werden zwei DSL-Zugänge gebündelt. 

Basis der technischen Systemlösung ist ein Active Directory mit angeschlossenen 

Windows-Schulservern. In den Schulen werden jeweils zur Hälfte stationäre Desktop PCs 

und Notebooks eingesetzt, die über ein Fernwartungstool installiert und konfiguriert 

werden. Zur unterrichtlichen Nutzung der IT-Systeme wird eine Dialogsoftware einge-

setzt. Für den Einsatz von Lernplattformen gibt es keine Vorgabe des Schulträgers. Meh-

rere Schulen des Kreises nehmen jedoch an einem Projekt mit der norwegischen Platt-

form its learning teil.  

 

Die Stadt Frankfurt am Main ist sächlicher Schulträger für 158 öffentliche Schulen aller 

Schulformen. Die Aufgabenwahrnehmung ist federführend dem Stadtschulamt zugewie-

sen. Dessen Abteilung für Informations- und Kommunikationstechnik kümmert sich um 

die grundsätzlichen und operativen Aspekte der Schul-IT in Abstimmung und Aufgaben-

teilung mit dem zentralen städtischen Amt für Informations- und Kommunikationstech-

nik. Die Schulverwaltungsnetze der einzelnen Schulen (alle mit Teilfunktionen an ein 

Terminalserversystem angebunden) bzw. deren Benutzer/innen werden sowohl per 

Fernwartung wie auch Vor-Ort-Service von eigenen IT-Technikern betreut. Die von den 

Verwaltungsnetzen getrennten Netze der Lern-IT, also für den pädagogischen Einsatz, 

unterliegen derzeit noch in unterschiedlichem Durchdringungsgrad den festgelegten 

Standards und professioneller stadtseitiger bzw. von hier beauftragter technischer Be-

treuung. Teilweise ς jedoch in deutlich abnehmender Zahl ς übernehmen bei älteren 

Schulnetzen IT-Beauftragte aus den Kollegien noch Teilaufgaben der technischen Be-

treuung. Dies sind in der Regel solche Personen, die besondere Pionierleistungen für die 

Entwicklung von Lern-IT erbracht hatten oder in entsprechenden Arbeitsgruppen außer-

halb des Schulträgerbereiches der Stadt Frankfurt am Main mitwirk(t)en. Ende 2013 sind 

die Hälfte der Schulen auf den gültigen aktuellen Standard unter Microsoft Active Direc-

tory migriert. Die weiteren Schulen folgen sukzessive. Migrierten Schulen wird umfang-

reiche Unterstützung gewährt, die von professioneller Softwarepaketierung/-verteilung 

über automatisierte Generierung von Schüler- und Lehrkräfteaccounts, Rechtesystema-

tik, Update-Service bis hin zu Einkauf und Implementierung von IT-Geräten reicht. In 

einem Rollenmodell wird mit der hiesigen Fachhochschule im stadtseits finanzierten 

Projekt fraLine kooperiert. fraLine unterstützt auch noch IT-Beauftragte solcher Schulen, 

die erst später auf den aktuellen Active-Directory-Standard migriert werden und nach 

älteren Setzungen bzw. in teilweiser Eigenregie arbeiten. Alle Schulen sind breitbandig 

an zentrale städtische Netzknoten bzw. den αbewachtenά Internetzugang angebunden. 

Die Bandbreiten werden stetig ausgebaut und reichen von minimal 10 Mbit bidirektional 

bis Gigabit-Standleitungen. Den Schulen steht im erforderlichen Umfang Datenablage-

platz für persönliche Homelaufwerke von Lehrkräften und Lernenden schulzentral zur 

Verfügung, wie auch für Klassen- und Gruppenablagen. Es existieren Lehrertools etwa 



für den Klausurmodus mit oder ohne Internetzugang oder zur Einsicht und Übertragung 

von Bildschirmoberflächen der in der unterrichteten Klasse. Lehrkräfte verwenden in 

unterschiedlichem Maße auch externe Dateiablagen per Internetzugang und eher einfa-

che Lernplattformen einschließlich Moodle. Derzeit bestehen keine konkreten Vorhaben 

oder Empfehlungen des Stadtschulamtes zur Einführung einer spezifischen Lernplatt-

form. Allerdings wird im Zusammenhang mit dem stetig steigendem Wunsch der Schu-

len nach von überall erreichbaren Lerndaten und Lernmaterialien sowie der ebenso 

steigenden Forderung nach mobileren ς langfristig gar privateigenen ς Endgeräten für 

situativen ad-hoc Einsatz in- und außerhalb des Unterrichts der Trend zu neuen Lösun-

gen für Datenablagen deutlich gesehen. Entsprechenden Möglichkeiten und Hindernis-

sen für die Ausrichtung einer zukunftsgerichteten Lern-IT, vor allem daraus erwachsen-

den Ressourcenbedarfen und Betriebsvoraussetzungen soll das Schulamtsprojekt αSchu-

le 2020ά nachgehen. Mit hohem Interesse werden Landesüberlegungen verfolgt, die auf 

Definition von Kriterien und Rahmenbedingungen für künftige Lernplattformen zielen. 

Die Stadt wünscht sich hier weiterführende ς ihren eigenen Anstrengungen adäquate ς 

deutliche Schritte der Kultusbehörde.  



 

Egal ob Freizeit, Schule, Ausbildung oder Beruf: digitale Medien sind ein integraler und 

wichtiger Bestandteil der Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen. Sie müssen ler-

nen, diese Medien als Werkzeuge kompetent einzusetzen, um zum einen die damit ver-

bunden Chancen für sich nutzen zu können. Zum anderen müssen sie auch lernen, den 

mit dem Medienhandeln verbundenen Risiken kompetent zu begegnen, um sich selber 

angemessen davor schützen zu können. Entsprechend ist der Medienkompetenzerwerb  

von Schülerinnen und Schülern eine wichtige Aufgabe für die Schule, damit moderne 

Medienbildung für die Heranwachsenden zu einem Teil des lebenslangen Lernens wer-

den kann.  

Die bildungspolitischen Strategien für ein Lernen mit digitalen Medien weisen daher 

zunehmend dahin, die Lernumgebungen so zu gestalten, dass die Lernmöglichkeiten 

ubiquitär werden. Das heißt, dass alle Schülerinnen und Schüler nach Möglichkeit mit 

einem eigenen (beliebigen) mobilen Endgerät zu jeder Zeit und von jedem Ort auf ihre 

Lernumgebung(en) zugreifen können. Im Kontext des demografischen Wandels und der 

damit verbundenen Veränderung der Schullandschaft werden darüber hinaus weitere 

Themen diskutiert, die einen Einfluss auf die Medienbildung haben werden. 

Die Ganztagsschule soll Betreuung und Bildung kombinieren und über den Unterricht 

hinaus auch in Zusammenarbeit mit unterschiedlichen außerschulischen Trägern Ange-

bote an die Lernenden und Lehrenden machen. Daran schließt sich das Lernen an außer-

schulischen Lernorten an, um die in der Schule erworbenen Kompetenzen in lebensna-

hen Lernsituationen einzusetzen bzw. Erfahrungen und Erkenntnisse an außerschuli-

schen Lernorten wiederum für schulisches Lernen zu nutzen.  

Das Thema Inklusion fordert gemäß Artikel 24 der UN-Konvention über die Rechte der 

Menschen mit Behinderungen, dass alle Schülerinnen und Schüler entsprechend ihren 

individuellen Fähigkeiten und Kompetenzen gemeinsam unterrichtet werden sollen. Die 

ersten Bundesländer haben ihre Schulgesetze bereits entsprechend geändert, so dass 

vielfach ein Wechsel der Schülerinnen und Schüler von der Förderschule in die Regel-

schule erfolgt und neue individualisierte Lernarrangements geschaffen werden müssen, 

in denen digitale Medien ein zentrale Rolle spielen können. 

Dies führt in der Konsequenz auch zu stärker selbstgesteuerten Lernprozessen und zu 

einer Individualisierung des Unterrichts, in dem z.B. Schülerinnen und Schüler in Lern-

gruppen mit unterschiedlichen Leistungsständen, Lernstrategien und Interessen zusam-

men arbeiten. Die Lehrkraft wird zum Moderator dieser Prozesse. Daran schließen sich 

auch Themen wie ŘƛŜ !ōǎŎƘŀŦŦǳƴƎ ŘŜǎ α{ƛǘȊŜƴōƭŜƛōŜƴǎά und regelmäßige Lernfeedbacks 

als Leitlinien in einigen Bundesländern an, die effektivere und individuell angepasste 

Lernplanung und Förderung sicherstellen sollen. Dazu ist Kooperation notwendig, weil 

bestimmte Lerngegenstände eine gemeinsame Erarbeitung nahelegen bzw. erfordern, 

und die Entwicklung sozialer und personaler Kompetenzen in gemeinsamen Lernprozes-

sen gefördert werden kann. Zudem soll eine Kompetenz- und Berufsorientierung in den 

Lernprozessen es Schülerinnen und Schülern ermöglichen, die notwendigen fachlichen 

und überfachlichen Kompetenzen zu entwickeln und sie auf den Übergang in den Beruf 

vorzubereiten. Sprachförderkonzepte sollen die Lese-, Schreib- und Sprachkompetenz 

aller Kinder und Jugendlichen als eine der Basiskompetenzen für den Schulerfolg und 



den Übertritt in die Ausbildung verbessern. Der Einsatz digitaler Medien kann alle diese 

Lernprozesse befördern. 

Und letztlich stellt sich auch die Frage nach der Einbeziehung der Eltern in schulische 

Lernprozesse, die Informationen über den Leistungsstand und die Lernentwicklung ihrer 

Kinder und Hinweise, wie sie deren Entwicklungsprozess weiteren unterstützen können, 

erhalten sollen. 

Aus diesen pädagogischen Anforderungen und den Ergebnissen der Ist-Analyse des Pro-

jektes lassen sich zentrale Handlungsfelder ableiten, die für eine Untersuchung von 

cloudbasierten Lösungen im Schulumfeld bearbeitet werden müssen: 

1. Mobile private Endgeräte: Bei allen vier Schulträgern wurde eine verstärkte mo-

bile Ausstattung und die Einbindung privater Endgeräte (i.S.v. Bring Your Own 

Device, BYOD) als künftiges Thema identifiziert. Einerseits wird dies von Schüle-

rinnen und Schülern sowie deren Eltern zunehmend gefordert. Andererseits fal-

len die Aussagen der Lehrkräfte hierzu ambivalent aus. Mindestens ein Drittel 

lehnt die Nutzung privater Endgeräte von Schülerinnen und Schülern noch ab. 

Wenn es jedoch Konsens wird, dass diese Möglichkeiten für alle Lehrenden und 

Lernenden bereitgestellt werden sollen, sind alle am Bildungsprozess beteiligten 

Institutionen des Landes und der Kommunen gemeinsam gefordert, entspre-

chende Konzepte zu entwickeln. Dazu ist insbesondere der Zugang zu verschie-

denen Diensten und Funktionalitäten, wie z.B. Daten, Applikationen, Inhalten 

oder auch kompletten LMS-Funktionalitäten sicherzustellen. Klassische Schulser-

ver kommen hierbei zunehmend an ihre Grenzen, weil sie einen Zugriff von mo-

dernen Endgeräten wie Tablets und Smartphones auf ihre Dienste meist nicht 

bzw. nur eingeschränkt zulassen. 

2. Schulnetze und Bandbreiten: Eine Zentralisierung von Diensten mit einem Zugriff 

über das Internet setzt zum Teil deutlich höhere als die aktuell verfügbaren 

Bandbreiten voraus. Je höher die Gleichzeitigkeit bei der Inanspruchnahme von 

Diensten, umso eher sind die Kapazitätsgrenzen herkömmlicher, zumeist asyn-

chroner DSL-Anbindungen erreicht. Stattdessen sind Glasfasernetze oder alterna-

tiv dazu hochwertige Richtfunkanbindungen erforderlich. Diese sind insbesonde-

re in den Landkreisen aber noch nicht flächendeckend vorhanden. Ein Zugriff von 

beliebigen (mobilen) Endgeräten aus erfordert zudem einen Zugang über Funk-

technik (WLAN) in der Schule, der ebenfalls nicht flächendeckend ausgebaut ist. 

Hinzu kommen organisatorische Probleme, da der Einsatz von Funktechnologien 

meist über die Schulkonferenzen beschlossen werden muss. Ein Zugang über 

Mobilfunktechnologien wird frühestens mit der flächendeckenden Verfügbarkeit 

von LTE möglich. Hier stellt sich dann allerdings die Frage der Finanzierung über 

die Eltern oder den Schulträger. Insofern können positive finanzielle Effekte, die 

durch die Zentralisierung von Diensten realisiert werden könnten, zum Teil wie-

der durch die Investition in die Netztechnik egalisiert werden. 

3. Datenablagen: Ein einfacher Datenaustausch über die Schulgrenzen hinaus ist in 

allen betrachteten Kommunen und speziell im Kontext von BYOD ein großes 

Thema. Da die dezentralen Schulserverlösungen dies in der Regel nicht bieten 

und der schnelle Datenaustausch über ein komplexes LMS von vielen Lehrkräften 

als zu kompliziert angesehen wird, greifen inzwischen viele Lehrkräfte auf cloud-



basierte Speicherlösungen wie z.B. Dropbox zurück, deren Einsatz in der Schule in 

Hinblick auf den Datenschutz problematisch ist. So kommt insbesondere der Be-

trachtung von Datenschutz und Datensicherheit beim Einsatz von cloudbasierten 

Lösungen eine bedeutsame Rolle zu. Ein entsprechendes rechtlich abgesichertes 

Angebot des Schulträgers wird hier ein wertvoller Lösungsansatz sein.   

4. Applikationen, Medien und Content: Die Lehrkräfte fordern einerseits gute so-

wie auf die Schülerinnen und Schüler individuell angepasste Inhalte, die zudem 

von jedem beliebigen Endgerät zugreifbar sein sollen. Die bestehenden Angebote 

der Medienzentren in Hinblick auf (Online-)Medien und Content sind teilweise 

auch schon umfangreich, werden von den Lehrkräften aber nur bedingt ange-

nommen oder sind gar nicht bekannt. Weiterhin bestehen viele Online-Angebote 

wie z.B. auf dem Hessischen Bildungsserver, bei der der FWU, in den Mediathe-

ken der öffentlichen und privaten Rundfunkanstalten oder künftig auch mit den 

Digitalen Schulbüchern der Verlage, die von den Lehrkräften bisher unterschied-

lich frequentiert werden. Vor allem in Beruflichen Schulen beginnen Lehrkräfte 

bereits, einzelne Applikationen und Dienste zu nutzen, die in standardisierter 

Form über eine Cloud angeboten werden.  

5. Nutzung von Diensten und LMS-Funktionalitäten: Die Nutzungsintensität und 

die Nutzungsformen von digitalen Medien und insbesondere von LMS werden als 

sehr heterogen beschrieben. Die Gruppe der Lehrkräfte, die digitale Medien viel-

fältig in ihre Lehr- und Lernprozesse integrieren und regelmäßig anwenden, 

bleibt überschaubar. Ein umfangreicher Medieneinsatz findet vor allem an Schu-

len statt, die ein abgestimmtes Gesamtkonzept verfolgen und Medien nicht nur 

im Unterricht, sondern auch für alle schulorganisatorischen Prozesse nutzen. Die 

Unterstützung für die Kooperation von Lehrkräften durch digitale Medien wird 

ambivalent gesehen. Etwa ein Drittel der Lehrkräfte findet, dass die verwendeten 

Systeme der Kooperation unter Lehrkräften nicht förderlich sind. Selten wird der 

komplette Funktionsumfang von LMS genutzt. Eine zentrale Aufgabe besteht 

künftig darin, ausgewählte Angebote über ein Identity- und Access-Management 

(z.B. über OpenID) miteinander zu integrieren und auf dem jeweiligen Endgerät 

der Nutzerinnen und Nutzer verfügbar zu machen. Hierzu sind auch Schnittstel-

len zur Schulverwaltungssoftware als mögliche Datenbasis einzubeziehen. 

6. Service und Betrieb: Wenn IT-Systeme von allen Schülerinnen und Schülern so-

wie den Lehrkräften zeit- und ortsunabhängig und selbstverständlich für den Un-

terricht genutzt werden sollen, bekommen sie eine Verbindlichkeit, die eine hohe 

Funktionsfähigkeit und Verfügbarkeit der Systeme erfordert. Dies betrifft vor al-

lem den Service und Betrieb der lokalen Schulserverlösungen in den Schulen und 

die Betreuung der Endgeräte. Lehrkräfte als IT-Beauftragte können das nicht 

mehr leisten und sollten von technischen Aufgaben entlastet werden. Eine Zent-

ralisierung von Diensten bei einem (kommunalen) Dienstleister kann eine Grund-

lage für effektive und effiziente Service- und Betriebsprozesse auf Basis aner-

kannter Prozessmodelle für das IT-Service-Management (z.B. ITIL) liefern. 

Aus den Befragungsergebnissen lässt sich folgern, dass Lehrkräfte digitalen Medien nicht 

abgewandt gegenüber stehen, aber für eine weitere Intensivierung an einem ganzheitli-

chen Konzept gearbeitet werden sollte. Für einen Schulträger stellt sich künftig die Fra-



ge, welche Angebote von Lehrkräften tatsächlich benötigt werden, welche davon er in 

seinen Schulen zulassen will (im Sinne einer Zertifizierung) und wie verschiedene Ange-

bote miteinander kombiniert werden können. Als Lösungen könnten verschiedene 

Dienste über ein Hosting zentral in einer Cloud angeboten werden. Die Schulträger se-

hen sich nicht zwangsläufig (alleine) in der Pflicht ein solches Angebot zu erbringen, 

sondern sehen (mindestens teilweise) eine zentrale Landeslösung als sinnvoll an. Die 

Antwort erfordert, wie immer noch auch viele andere Fragestellungen im Zusammen-

hang zur Schul-IT, eine Medienentwicklungsplanung auf allen institutionellen Ebenen. 

 

 

Im zweiten Teil der Untersuchung wurden daher verschiedene Dienste in Hinblick auf 

ihre Erbringungsformen und die daraus resultierenden Effekte bewertet und ein Vor-

schlag für eine schrittweise Zentralisierung von einzelnen Diensten im Rahmen eines 

Stufenmodells gemacht. 



 

Die derzeitige Mediennutzung in den Schulen ist nach wie vor stark auf die Arbeit mit 

stationären Endgeräten in Computerräumen und Medienecken sowie lokalen Diensten 

auf Schulservern ausgerichtet. Bei den meisten Schulträgern werden Schulen zwar zu-

nehmend mit Notebook- oder Netbookklassen ausgestattet, aber ihr Anteil bleibt noch 

deutlich hinter der Anzahl der stationären Desktop-PCs zurück und sie unterliegen durch 

vorgeschaltete Ausleihverfahren oft deutlichen Beschränkungen in Hinblick auf sponta-

ne Einsatzmöglichkeiten. Neue smarte mobile Endgeräte mit Touchbedienung in Schü-

lerhand bleiben hingegen noch die Ausnahme. Damit läuft die Medienausstattung der 

Schulen zunehmend Gefahr, sich von der Lebenswelt der Schülerinnen und Schüler, aber 

auch der Lehrkräfte zu entfernen, in denen Tablets und Smartphones zunehmend an 

Bedeutung gewinnen. Dies zeigt auch die aktuelle Marktentwicklung im IT-Umfeld, nach 

der die Verkäufe von Tablets im ersten Quartal 2013 erstmals zu denen von Notebooks 

aufgeschlossen haben1. Damit ist davon auszugehen, dass die Computerausstattung der 

Bürgerinnen und Bürger in den nächsten Jahren deutlich mobiler wird. Die KIM- und 

JIM-Studien des Medienpädagogischen Forschungsverbundes Nordwest2 weisen eben-

falls darauf hin, dass die Mobilausstattung der Schülerinnen und Schüler stetig zunimmt. 

Dabei ist die Frage nach dem idealen Endgerät für den Unterricht bisher noch unbeant-

wortet: Während Smartphones insbesondere in Hinblick auf die Displaygröße zulegen, 

werden Tablets immer kleiner und leichter. Ein 8-Zoll-Tablet mit Mobilfunkausstattung 

stellt dann vielleicht den bestmöglichen Kompromiss aus beiden Welten dar. Auch die 

Verlagerung von Diensten in das Internet (Stichwort Cloud Computing) ist ein Trend, der 

sich im privaten Umfeld der Bürgerinnen und Bürger zunehmend durchsetzt und die 

Weiterentwicklung der Schul-IT in den nächsten Jahren maßgeblich beeinflussen wird.  

Letztendlich muss zwischen den am Bildungsprozess beteiligten Institutionen des Landes 

und der Kommunen ein gemeinsames Verständnis über die (neuen) pädagogischen An-

forderungen erreicht werden. Daraus muss eine Entscheidung abgeleitet werden, mit 

welchen Endgeräten die Lernenden und Lehrenden diese Anforderungen künftig im und 

außerhalb des Unterrichts am besten umsetzen können und welche Dienste und Inhalte 

dafür jeder Schulträger selbst (bzw. mit einem Dienstleister) anbieten sollte, in welchen 

Bereichen ein übergreifendes Angebot auf Landesebene sinnvoll wäre und für welche 

Einsatzzwecke auf bestehende Angebote und Lösungen von Drittanbietern zurückgegrif-

fen werden könnte. 

 

 

Die neuen pädagogischen Anforderungen an ubiquitäre Lernarrangements legen den 

Schluss nahe, dass perspektivisch alle Lernenden und Lehrenden die Möglichkeit haben 

sollen, auf ein eigenes mobiles Endgerät zugreifen zu können. Dies ist auch eine Forde-

rung, die die Internet-Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages in ihrem Zwi-
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schenbericht zur Medienkompetenz3 explizit unterstützt und stellt einen Paradigmen-

wechsel von der derzeit vorherrschenden stationären Ausstattung der Schulen hin zu 

einer ubiquitären Nutzung der digitalen Medien durch die Schülerinnen und Schüler dar. 

Der Lösungsvorschlag der Enquete-Kommission ist ein ganz zentraler Punkt: Es sollen 

nicht mehr die Schulen, sondern die Schülerinnen und Schüler ausgestattet werden, d.h. 

jede Schülerin und jeder Schüler soll ein eigenes mobiles Endgerät nutzen können.  

Die Ist-Analyse hat aber auch gezeigt, dass Lehrkräfte einer 1:1-Ausstattung der Schüle-

rinnen und Schülern (insbesondere auch mit privaten Endgeräten) gegenüber durchaus 

ambivalent eingestellt sind. Eine generelle verpflichtende 1:1-Ausstattung aller Schüle-

rinnen und Schüler scheint für viele Lehrkräfte demnach noch eine große Hürde für die 

Integration in ihren Unterricht zu sein. Auf der anderen Seite wird es weiterhin Anwen-

dungsszenarien geben, in denen die standardisierte und einheitliche Ausstattung eines 

Computerraums die bessere Wahl bleibt, weil die Steuerung der Rechner durch die 

Lehrkräfte gewünscht ist, eine einheitliche Plattform benötigt wird, oder auch teure 

Spezialsoftware eingesetzt wird (z.B. beim Einsatz von Programmiertools, Simulationen 

oder auch Mathematikprogrammen im MINT-Bereich). Schulen müssen daher im Rah-

men ihrer Schulentwicklungsprozesse unter Beachtung des technisch-organisatorischen 

Konzeptes des Schulträgers und der Landesvorgaben in ihren Medienkonzepten ent-

scheiden, in welcher Konsequenz sie diesen Ansatz künftig ausgestalten wollen bzw. 

können. Dies hängt neben dem Stand der Medienintegration in der jeweiligen Schule 

auch von verschiedenen Rahmenbedingungen ab, von denen vor allem der Aus- und 

Fortbildungsstand der Lehrkräfte ein Schlüsselfaktor ist. 

Unabhängig davon sollte ein Schulträger den infrastrukturellen Rahmen schaffen, der 

die Umsetzung solcher 1:1-Szenarien künftig unterstützt. Dieser muss mit Konzepten 

hinterlegt und in einem mittelfristigen Umsetzungsszenario geplant, implementiert und 

gesteuert werden. Eine umfängliche mobile Ausstattung mit schulträgereigenen Geräten 

ist für die meisten Schulträger aufgrund der erheblichen Investitionen schwierig, kann 

jedoch langfristig einen höheren Nutzwert darstellen, als der Ausbau der Computerräu-

me und Medienecken. Neben den Erstinvestitionen wäre ein regelmäßiger Geräteersatz 

durchzuführen, der neben den Kosten auch einen erheblichen logistischen Aufwand für 

Inbetriebnahme und den Service erfordern würde, da bei einer 1:1-Ausstattung ein viel-

faches der bisher eingesetzten Geräte beschafft und ausgerollt werden müsste. Weiter-

hin müsste der IT-Support für eine steigende Anzahl von mobilen Geräten sichergestellt 

werden. Ein Paradigmenwechsel von durchschnittlich acht Schülerinnen und Schülern, 

die sich einen Rechner im Computerraum teilen, auf eine 1:1-Ausstattung würde somit 

die konsumtiven Ausgaben für Service und Betrieb deutlich ansteigen lassen. Dabei ha-

ben es viele Schulträger in den letzten Jahren kaum geschafft, den Support für die bishe-

rige Ausstattung (mit moderaten Steigerungen in den letzten Jahren) auskömmlich zu 

gestalten, ohne dass Lehrkräfte in den Support eingebunden wären. 

In dem Zwischenbericht der Enquete-Kommission wird daher auch angedeutet, dass die 

Ausstattung über eine Elternfinanzierung der Geräte mit staatlicher Unterstützung er-

folgen könnte. Die Forderung weist damit den Weg für die Integration privater Endgerä-

te in die schulischen IT-Infrastrukturen. Aus der eingangs prognostizierten Marktent-
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wicklung lässt sich folgern, dass in naher Zukunft immer mehr Jugendliche (vgl. auch 

JIM-Studie 20124) und Lehrkräfte über eigene mobile Endgeräte verfügen werden, die 

sich prinzipiell in Lern- und Lehrkontexten einsetzen lassen würden. Aktuell haben fast 

zwei Drittel der Jugendlichen ein eigenes Smartphone (Zuwachs gegenüber 2011: 20%) 

und immerhin ein Fünftel ein eigenes Tablet (Zuwachs: 9%). Vor dem Hintergrund der 

rasant zunehmenden Absatzmengen dieser Geräte und den ständigen Weiterentwick-

lungen auf Seiten der Inhalteanbieter (z.B. für Apps, eBooks, Hörbücher, Musik und Vi-

deo) wird die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die über solche Geräte verfügen, weiter 

steigen. Entsprechend sollten diese privaten Geräte in künftigen Ausstattungsszenarien 

auch für den Unterricht genutzt werden können. Diese Einbeziehung privater Endgeräte 

wird im Firmenumfeld seit längerem unter dem Stichwort Bring Your Own Device 

(BYOD) diskutiert und kann für Lehr- und Lernprozesse in der Schule und im außerschuli-

schen Bereich einen echten Mehrwert darstellen. Für die Investition in das Endgerät und 

den Support der eigenen Applikationen auf dem Gerät sind die Nutzerinnen und Nutzern 

dann selbst verantwortlich. Dies kann künftig zum einen die Schule bzw. den Schulträger 

von den Aufgaben der Softwareinstallation und ςkonfiguration deutlich entlasten. Auf 

der anderen Seite erfordert diese neue Ausstattungssituation bei den Endgeräten auch 

neues Anwenderwissen in Hinblick auf die mögliche Installation und Konfiguration von 

Apps sowie neues Steuerungswissen der Lehrkräfte in Hinblick auf den Umgang mit he-

terogenen Ausstattungen im Unterricht, das durch entsprechende Fortbildungsangebote 

aufgebaut werden muss. Weiterhin ist auch eine Diskussion zu führen, wie Schülerinnen 

und Schülern, die über kein entsprechendes eigenes Endgerät verfügen, am Unterricht 

mit Medien teilnehmen können, z.B. über die Einrichtung von Sozialfonds oder die Ver-

sorgung über Geräte des Schulträgers bzw. der Schule. 

 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

 

Wenn die Nutzerinnen und Nutzer ihr eigenes Endgerät mitbringen, ist der Schulträger 

künftig dafür verantwortlich, dass von den privaten Geräten auf (verpflichtend) im Un-

terricht zu nutzende Daten, Applikationen und Medieninhalte zugegriffen werden kann. 
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Der einfachste Weg wäre eine rein webbasierte Bereitstellung, z.B. über eine Plattform 

im Internet. In diesem Fall muss der Schulträger lediglich einen Zugang in das Internet 

(und nicht zwingend in das Schulnetz) ermöglichen, analog zu Lösungen, wie sie für die 

mobilen Campus der Universitäten mit angebundenem Identity-/Campusmanagement 

bereits vielfach umgesetzt wurden. Entsprechende webbasierte Lernanwendungen sind 

bisher aber nur in geringem Umfang für den Schulbereich verfügbar. Schnittstellen kön-

nen Lernmanagementsysteme oder eine webbasierte Datenablage bieten. 

Sollen Applikationen hingegen auf die Endgeräte gespielt werden, ist die Bereitstellung 

technisch aufwendiger und kann über verschiedene Lösungsansätze realisiert werden: 

¶ Desktop Virtualisierung (online): Applikationen und Daten liegen isoliert auf Ser-

vern beim Schulträger und werden über eine Internetverbindung auf das Gerät 

der Nutzerinnen und Nutzer gebracht.  

¶ Desktop Virtualisierung (offline): Virtueller Desktop, der optional auch offline ge-

nutzt werden kann, indem z.B. ein Image lokal gespeichert wird. Bei der Verbin-

dung mit dem Schulnetzwerk werden die Daten synchronisiert. 

¶ Sandboxanwendungen auf Smartphones für die Bereitstellung bzw. Synchronisa-

tion von E-Mails, Kontakten, Aufgaben und Kalendereinträgen. 

¶ {ŎƘǳƭǘǊŅƎŜǊŜƛƎŜƴŜǊ α!ǇǇǎǘƻǊŜά ŦǸǊ ŘŜƴ wƻƭƭƻǳǘ ŜƛƎŜƴŜǊ !ƴǿŜƴŘǳƴƎŜƴΦ 

¶ Bereitstellung von Client-Images mit vorinstallierten Anwendungen. 

Wenn Eingriffe auf das Gerät der Schülerinnen und Schüler erfolgen sollen, ist der Ein-

satz eines Mobile Device Management (MDM) für die Administration zu empfehlen. Im 

Idealfall sollte über ein entsprechendes Rollenkonzept eine zentrale Vorgabe dezentral 

von den Anwenderinnen und Anwendern umgesetzt werden können. Entsprechende 

Lösungen werden auch im Unternehmensbereich zunehmend nachgefragt. Speziell auf 

die Situation der Schul-IT abgestimmte Konzepte sind am Markt jedoch kaum verfügbar.  

Für die schulischen und privaten Daten sollte eine Schutzbedarfsfeststellung vorge-

nommen werden. Nach Möglichkeit sollte eine Trennung privater und schulischer Daten 

und Anwendungen erfolgen. Diese Anforderungen gelten neben dem Schulbereich auch 

für Unternehmen und öffentliche Verwaltungen, wobei sich insbesondere letzte auffällig 

schwer damit tun, hierfür entsprechende Sandboxlösungen einzusetzen. 

In Hinblick auf Standardisierung und Sicherheitshemen ist zu entscheiden, welche An-

forderungen an ein privates Endgerät gestellt werden müssen, damit es im pädagogi-

schen Netz betrieben werden kann, die dann über entsprechende Nutzungsvereinba-

rungen auch organisatorisch hinterlegt werden müssen. Entsprechende Regelungen sind 

zu treffen für  

¶ die Identifikation von Benutzertypen/-profilen, 

¶ die Daten der Nutzerinnen und Nutzer, 

¶ die Art der Datenübertragung, 

¶ den Zugang zu IT-Infrastrukturen in der Schule bzw. beim Schulträger, 

¶ die Zulassung von Gerätetypen, 

¶ die Authentifizierungsmethoden, 



¶ Kommunikationsbeschränkungen, 

¶ Maßnahmen zur Wahrung der Privatsphäre der Nutzer, 

¶ Maßnahmen bei Diebstahl/Verlust des Gerätes sowie  

¶ den Fall des Austritts aus bzw. des Wechsels der Schule. 

Ein zu hoher Sicherheitsstandard für zugelassene Endgeräte würde zu deutlichen Be-

schränkungen im Angebot führen und schließt möglicherweise ganze Geräteklassen 

bereits formal aus (z.B. Tablets ohne Virenscanner bzw. entsprechende Sicherheitssoft-

ware) und die private Ausstattung der Schülerinnen und Schüler müsste schulträgersei-

tig (z.B. über Vorgaben) gesteuert werden.  

 

Eine zentrale Herausforderung besteht darin, die bisher vor allem dezentral auf Schul-

servern angebotenen Dienste (z.B. Benutzeranmeldung, Datenablagen etc.) und die lokal 

installierten Programme und Inhalte zentral und webbasiert zu erbringen, um einen 

permanenten Zugriff innerhalb der Schule und von extern mit verschiedenen mobilen 

Endgeräten zu ermöglichen. Neben einem klassischen Rechenzentrumsbetrieb besteht 

ein möglicher Lösungsansatz in sogenannten Clouddiensten, die auch über die neuen 

Endgeräte (wie z.B. Tablets und Smartphones) insbesondere im privaten Umfeld der 

Lehrenden und Lernenden bereits eine zunehmende Relevanz bekommen. Ganz allge-

mein lässt sich Cloud Computing folgendermaßen definieren:  

α/ƭƻǳŘ /ƻƳǇǳǘƛƴƎ bezeichnet das dynamisch an den Bedarf angepasste Anbieten, 

Nutzen und Abrechnen von IT-Dienstleistungen über ein Netz. Angebot und Nut-

zung dieser Dienstleistungen erfolgen dabei ausschließlich über definierte techni-

sche Schnittstellen und Protokolle. Die Spannbreite der im Rahmen von Cloud 

Computing angebotenen Dienstleistungen umfasst das komplette Spektrum der 

Informationstechnik und beinhaltet unter anderem Infrastruktur (z.B. Rechenleis-

tung, Speicherplatz), Plattformen und  SoftǿŀǊŜΦά5 

In einer Cloud werden also die verschiedenen IT-Funktionalitäten als Dienst bereitge-

stellt. Die Diensterbringung erfolgt auf Basis einer skalierbaren Infrastruktur. Der Zugriff 

erfolgt über einen (einfachen) Web Browser. Die Qualität und Funktionalität der Dienste 

wird in Service Level Agreements (SLAs) spezifiziert und die Dienstaufrufe können nut-

zungsabhängig in Rechnung gestellt werden. Dadurch entsteht eine Flexibilität in der 

Ressourcenbereitstellung, die zu einer Verbesserung der Kapazitätenplanung und damit 

zu Kostenoptimierungen führen kann.  

In der Regel wird die Diensterbringung in drei Service-Ebenen unterteilt, die sich vor 

allem in Hinblick auf die bereit gestellte Anwendungslogik unterscheiden: 

¶ Infrastructure-as-a-Service (IaaS): Die Bereitstellung einer skalierbaren IT-

Infrastruktur, in der der Dienstleister lediglich die Basisinfrastruktur in Form vir-

tualisierter Hardware (ohne Anwendungslogik) bereitstellt. Die Kunden können 

hierauf eigene Dienste bis hin zu Anwendungen installieren und nutzen. Zur Nut-

                                                           
5
 Vgl. 9ŎƪǇǳƴƪǘŜǇŀǇƛŜǊ α{ƛŎƘŜǊƘŜƛǘǎŜƳǇŦŜƘƭǳƴƎŜƴ ŦǸǊ /ƭƻǳŘ /ƻƳǇǳǘƛƴƎ !ƴōƛŜǘŜǊά. Bundesamt für 

Sicherheit in der Informationstechnik, Referat 114 Sicherheitsmanagement und IT-
Grundschutz. Bonn, 2011. 



zengenerierung für Anwender müssen jedoch in Eigenleistung weitere Funktiona-

litäten hinzugefügt werden. Für den Schulbereich wird dieses Szenario mit Aus-

nahme von technischen Beruflichen Schulen in der Praxis wenig Relevanz haben. 

¶ Plattform-as-a-Service (PaaS): Zusätzlich zur Infrastruktur werden standardisier-

te Schnittstellen bereitgestellt, die von Diensten des Kunden genutzt werden 

können und Grundlage für Anwendungsdienste bzw. Anwendungen sind. Der 

Kunde hat keinen Zugriff auf die darunterliegenden Schichten (Betriebssystem, 

Hardware). Für den Schulbereich könnten darüber z.B. ein Fileservice oder das 

Identity-Management bereitgestellt werden. Weiterhin können z.B. unterschied-

liche Entwicklungsumgebungen für den Informatikunterricht flexibel geliefert 

werden. 

¶ Software-as-a-Service (SaaS): Die Bereitstellung höherwertiger Dienste, die be-

reits fachliche Funktionen mit weitreichender Anwendungslogik implementieren. 

Damit könnten z.B. das Zugriffsmanagement für verschiedene Clouddienste 

(Public und Private) sowie traditioneller IT für unterschiedliche Zielgruppen 

(Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte, Eltern usw.), die webbasierte virtualisierte 

Bereitstellung von Lernsoftware für unterschiedliche (heterogene) Endgeräte, die 

Distribution von Content oder auch ganze LMS-Funktionalitäten umgesetzt wer-

den. 

Für die Realisierung dieser Services gibt es verschiedene Angebotsformen, die sich vor 

allem organisatorisch und in ihrer Sourcing-Dimension unterscheiden6: 

¶ In Public Clouds werden in der Regel sehr stark standardisierte Dienste angebo-

ǘŜƴΣ ŘƛŜ ƴŀŎƘ ƛƘǊŜǊ ǘŀǘǎŅŎƘƭƛŎƘŜƴ bǳǘȊǳƴƎ ŀōƎŜǊŜŎƘƴŜǘ ǿŜǊŘŜƴ όαǇŀȅ ǇŜǊ ǳǎŜέύ 

und die grundsätzlich von jedermann bezogen werden können, d.h. die Nutzerin-

nen und Nutzer gehören in der Regel keiner gemeinsamen Organisation an. Die 

Public Cloud ist damit vor allem auf Skaleneffekte ausgerichtet, die bei der IT-

Nutzung durch eine hinreichend große Nutzergruppe entstehen, die sich die zu-

grunde liegende Infrastruktur teilen. Eine Begrenzung der Ressourcen für eine 

einzelne Organisation ist damit nicht gegeben. Public Clouds werden meist von 

großen IT-Unternehmen angeboten (z.B. Microsoft, Apple, Google, Telekom, 

Amazon usw.). Der Zugriff erfolgt mit dem Browser über das Internet auf die ent-

sprechenden IaaS-, PaaS- und SaaS-Services. Das Servicemodell besteht aus einem 

klassischen Outsourcing mit Standard-SLAs, die in der Regel nicht individuell an-

passbar sind. Ein Subtyp der Public Cloud ist die Virtual Private Cloud, in der den 

Nutzerinnen und Nutzern eine gesicherte und zum Teil individualisierte Umge-

bung innerhalb der Public Cloud als Betriebsumgebung angeboten wird. 

¶ Private Clouds erbringen Dienste für eine spezifizierte Nutzergruppe (hier z.B. 

Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte eines Schulträgers) und sind in der Regel 

nicht öffentlich. Management und Betrieb werden innerhalb einer gemeinsamen 

Organisation abgewickelt und ermöglichen einen Zugang ausschließlich für die 

vom Betreiber autorisierten Personen. Die Umsetzung erfolgt in der Regel über 

ein Intranet beziehungsweise eine gesicherte Verbindung. Private Clouds bieten 
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also eine nach Cloud-Paradigmen erstellte effiziente, standardisierte, virtualisierte 

und sichere IT-Betriebsumgebung, für die die Kontrolle innerhalb der nutzenden 

Organisation bleibt. Sie erlauben damit mehr individuelle Anpassungen und Flexi-

bilität und können z.B. Nachteile aufheben, die sich aus einer starken Standardi-

sierung oder starren Regularien bei Public Clouds ergeben. Dafür erreichen sie 

aber auch nicht deren Skaleneffekte. Private Clouds werden in der Regel von einer 

Organisation selbst oder nach ihren Vorgaben von einem externen Dienstleister 

(z.B. einem kommunalen Rechenzentrum) betrieben. Damit sind für Private 

Clouds alle Sourcing-Optionen möglich und die SLAs entsprechend kundenspezi-

fisch frei definierbar. 

¶ Alle anderen Ausprägungen sind Derivate, Kombinationen oder Spezialformen der 

Private oder Public Clouds. Im Schulbereich werden vor allem Hybrid Clouds von 

Bedeutung sein, die eine Mischform von Public und Private Cloud sowie traditio-

neller IT (zumindest in einem Übergangsszenario) darstellen. Die Gesamtverant-

wortung verbleibt beim Schulträger, während die IT-Betriebsverantwortung in der 

Regel beim jeweiligen (Cloud-) Anbieter liegt. Entscheidend sind dabei die Integra-

tion der verschiedenen Services und die Umsetzung der Sicherheitsanforderungen 

in den jeweiligen Bereichen. Der Zugriff erfolgt für den Teil der Private Cloud als 

gesicherte Verbindung, die auf die Nutzer der Organisation beschränkt ist, wäh-

rend für den Teil der Public Cloud der Zugriff über den Browser und das Internet 

erfolgen kann. Der Teilbereich der Private Cloud kann vom Kunden selbst oder 

von einem Dienstleister betrieben werden. Damit sind prinzipiell alle Sourcing-

Optionen möglich. Der Teilbereich der Public Cloud stellt hingegen ein Outsour-

cing dar. Die SLAs werden dann als eine Kombination aus Individualisierung (Pri-

vate Cloud) und Standard (Public Cloud) entwickelt. 

Die Stärken und Schwächen der verschiedenen Cloud-Typen lassen sich aus der folgen-

den Tabelle entnehmen:  
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Für die Entscheidung, in welchen Angebotsformen einzelne Dienste künftig den Schulen 
angeboten werden sollen, müssen diese in Hinblick auf die Ressourcennutzung, Daten-
volumen und Performance-Anforderungen bewertet werden. Technische Erfordernisse 
und Möglichkeiten der Erweiterbarkeit sind ebenso in die strategische Planung einzube-
ziehen wie die Organisation von Service und Betrieb, Datenschutz- und Datensicher-
heitsanforderungen sowie letztendlich die Kosten. Dabei sind durchaus auch Kombinati-
onen von Angebotsformen denkbar. 
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¶ 
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¶ 
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Allgemein problematisch ist, dass aus rechtlicher Sicht keine anerkannte Definition für 

Cloud Computing existiert. Vertragsrechtlich ist damit die Leistungsbeschreibung zwi-

schen Anbieter und Nutzer maßgeblich. Je nach Art der Services stehen damit unter-

schiedliche Schwerpunkte und somit ein unterschiedlicher Rahmen im Vordergrund. 

Dies können z.B. Fragen nach der Verfügbarkeit bei IaaS und die zu klärenden Fragen im 

Rahmen der Lizenzierung und des Urheberrechts bei SaaS sein. Cloud Computing ist 

meist grenzüberschreitend und es existiert kein europäisches oder globales IT-Recht. 
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meist auf den Hauptsitz des Anbieters entfällt. Cloud Computing erfordert daher immer 

auch eine Auseinandersetzung mit verschiedenen rechtlichen Rahmenbedingungen. 

 

Die Integration einer Vielzahl von unterschiedlichen und zunehmend mobilen Endgerä-

ten in die schulischen Netzwerke mit Zugriffen auf verschiedene Online-Dienste erfor-

dert neben einer ausreichenden breitbandigen Internetanbindung der Schulen vor allem 

eine Erweiterung der bestehenden kabelgebundenen Schulnetze durch Funktechnolo-

gien.  

Interne Vernetzung: Funkbasierte Schulnetze 

Um dem mobilen Charakter der Endgerätenutzung in den Schulen adäquat zu begegnen, 

aber auch weil viele der neuen mobilen Endgeräte (z.B. Tablets und Smartphones) inzwi-

schen schlichtweg über keine LAN-Schnittstelle mehr verfügen muss es in den Schulge-

bäuden zu einer Verlagerung von kabelgebundenen Netzwerken hin zu funkbasierten 

Netzen kommen.  



Die Nutzung von Mobilfunktechnologien (z.B. UMTS/LTE) ist dafür meist keine strategi-

sche Option. Die Technologie ist zwar für viele Smartphones und Tablets verfügbar, in 

der Regel müssen jedoch die Anwenderinnen und Anwender hierfür individuell einen 

Nutzungsvertrag mit einem Anbieter abschließen. Beim Einsatz von privaten Endgeräten 

im Unterricht wäre dann die Nutzung von den privaten Nutzungsverträgen der Schüle-

rinnen und Schüler bzw. deren Eltern abhängig. Die derzeit üblichen Verträge beinhalten 

zudem fast immer eine Drosselung der Datenmenge ab einem bestimmten Datenvolu-

men. Nutzungsszenarien, wie z.B. Dateitransfers auf internetbasierte Speicherorte oder 

die Nutzung von Online-Medien und Videostreaming, sind damit nicht oder nur einge-

schränkt möglich. Als Ergänzung für das außerschulische Lernen kann diese Technik für 

definierte Einsatzfelder zwar sinnvoll sein, sollte aber nicht generell als alleinige Zu-

gangsform vorausgesetzt werden. 

Für die Funkvernetzung ist WLAN (Wireless Local Area Network) derzeit die am stärksten 

am Markt vertretene Technologie zur kabellosen Überbrückung von kurzen Distanzen in 

einem LAN. Nahezu jedes für die Schule relevante Endgerät kann über WLAN mit einem 

Datennetz in Kommunikation treten. Die bereits heute in vielen Schulen ergänzend (aber 

meist nur partiell) zur Festverkabelung eingesetzte WLAN-Technologie hat sich bei aus-

reichender Dimensionierung (Abdeckung und Kapazität) in der Praxis als tauglich be-

währt und ist aktuell die beste Möglichkeit, allen Nutzerinnen und Nutzern in der Schule 

den kabellosen Zugang zum Internet zu ermöglichen, da in vielen Schulen mit einer 

strukturierten Festverkabelung die Basis für eine WLAN-Erweiterung bereits vorhanden 

ist und in Bezug auf die erforderlichen Bandbreiten WLAN derzeit den besten Daten-

durchsatz und die besten Möglichkeiten einer Skalierung bietet. Für die Einbindung der 

mobilen Geräte innerhalb der Schulen muss daher als Ergänzung zur vorhandenen LAN-

Struktur ein (partieller) WLAN-Ausbau entsprechend den Anforderungen der Schulen 

erfolgen. Als Voraussetzung für ein verlässliches System dieser Art ist sicher zu stellen, 

dass das WLAN-Netz als zentral durch den Schulträger administriertes System umgesetzt 

wird. Hierzu sind mehrere Steuerungseinheiten im Netz erforderlich, die zusammen mit 

einem Anmeldedienst über RADIUS-Server eine notwendige Sicherheitslinie ermögli-

chen.  

Die WLAN-Ausstattung einzelner Schulen kann dann in zwei Stufen vorangetrieben wer-

den: 

¶ Abdeckung: Die für die Schule relevanten Einsatzorte müssen von den WLAN-

Basisstationen abgedeckt werden. Dazu gehören Klassenzimmer und Fachräume, 

Vorbereitungsräume, aber auch andere Lernorte, wie z.B. Freiarbeitszonen. 

¶ Kapazität: Um in der Schule künftig den gleichzeitigen Zugang aller Schülerinnen 

und Schüler auf umfangreiche Informationsmengen wie Videos und komplexe 

Webseiten, Animationen etc. zu ermöglichen, kann ein zunächst nur auf Abde-

ckung geplantes Netz an seine Kapazitätsgrenzen geraten. Ein nächstes Ziel be-

steht darin, an den gewünschten Einsatzorten genügend Netzdurchsatz für eine 

solche parallele Nutzung verfügbar zu haben. Dies erfordert eine dichtere Set-

zung der Basisstationen, eine adäquate Funknetzplanung unter Berücksichtigung 

der Gebäudeeigenschaften und des begrenzten Spektrums sowie ausreichend 

Kapazität im zugrunde liegenden Festnetz. 



Für den WLAN-Ausbau bietet sich je nach Voraussetzungen in den jeweiligen Schulen ein 

differenziertes Vorgehen an: 

¶ Upgrade: Bei Schulen mit einem guten bestehenden Festnetz (z.B. Netzwerkdo-

sen in jedem Klassenzimmer) können inkrementelle Ausbaumaßnahmen Erfolg 

haben und die Notwendigkeit eines Vollausbaus aufschieben. Durch die Beschaf-

fung weiterer Basisstationen und die Anbringung an einzeln vermessenen Orten 

kann in Bereichen mit hohem Bedarf schnell eine Verbesserung erzielt werden. 

¶ Vollausbau: Hat eine Schule keine ausreichende Festnetzinfrastruktur, die eine 

Upgrade-Lösung möglich erscheinen lässt, sollte eine WLAN-Ausstattung als Voll-

ausbau im Zusammenhang mit der Festnetzlösung für das Gebäude geplant wer-

den. Eine gute, auch auf Kapazität hin ausgelegte Abdeckung von Räumen mit 

WLAN kann die Kosten für eine sonst erforderliche Festnetzlösung reduzieren, 

weil nicht jedes Klassenzimmer mit einem Festnetzanschluss ausgestattet wer-

den muss, wenn die WLAN-Abdeckung ausreichenden Durchsatz ermöglicht. 

WLAN-Projekte für die unterrichtliche Nutzung werden in Hinblick auf elektromagneti-

sche Verträglichkeit und Strahlenangst häufig kontrovers in den Schulen diskutiert und 

sollten daher immer durch einen Schulkonferenzbeschluss abgesichert werden. Hilfrei-

che Argumente können häufig aus den Gutachten entnommen werden, die die Universi-

täten im Rahmen ihrer WLAN-Projekte in Auftrag gegeben haben8.  

Externe Anbindung: Breitbandinitiative Hessen 

Während in den städtischen Regionen der Ausbaustand der Breitbandnetze in der Regel 

als gut bis komfortabel bezeichnet werden kann, sind gerade ländlichere Regionen viel-

fach noch unterversorgt. Bis vor kurzem betraf dies nicht nur die Situation bei der Ver-

fügbarkeit von Hochgeschwindigkeitsnetzen, sondern auch die so genannte Grundver-

sorgung von mindestens 1 Mbit/s. Inzwischen wird auch in Hessen vor allem der Auf- 

und Ausbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen forciert.  

Die Breitbandinitiativen der Länder sowie die hessische Breitbandinitiative verfolgen 

dabei das Ziel der Breitbandstrategie der Bundesregierung, bis Ende 2014 in mindestens 

75 Prozent der hessischen Haushalte eine Downloadgeschwindigkeit von wenigstens 50 

Mbit/s zu ermöglichen. Zur Zielerreichung arbeitet die hessische Breitbandinitiative eng 

mit den Kommunen, Behörden und Telekommunikationsanbietern zusammen.  

Schwerpunkte der hessischen Breitbandinitiative sind 

¶ (anbieterneutrale) Beratung zum Ausbau und Finanzierungsmöglichkeiten, 

¶ Finanzierung der Infrastruktur, auf Basis des Darlehensprogramm der Wirt-

schafts- und Infrastrukturbank Hessen, 

¶ Förderung zur Verlegung von Leerrohren / Mitverlegung von Leerrohren, im 

Rahmen des kommunalen Straßenbaus, 

¶ Förderung der Breitbandanbindung mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe Ver-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW), 

                                                           
8
 Vgl. hierzu z.B. www.uni-bremen.de/personalrat/gesundheit/arbeitsschutz/ 

funknetz.html [Oktober 2013] 



¶ Sammlung von Planungsdaten und deren Veröffentlichung sowie die Durchfüh-

rung von Machbarkeitsstudien, 

¶ Durchführung von Informationsveranstaltungen. 

Eine direkte finanzielle Ausbauförderung durch spezielle Breitband-Förderprogramme, 

wie es sie in anderen Ländern gibt, existiert für Hessen nicht. Kommunale Träger, Bil-

dungseinrichtungen oder Schulen stehen nicht im Fokus der hessischen Breitbandbemü-

hungen. Zur Verbesserung der schulischen Anbindung können durch Schulen oder deren 

Träger keine Fördermittel beantragt werden. Gleichwohl besteht die Möglichkeit, Bera-

tungsleistungen von den vier regionalen Breitbandberatungsstellen und Kreiskoordina-

toren in Anspruch zu nehmen. Diese können auf Basis der hesbis ς einem Geoinformati-

onssystem und einer Datenbank mit einer Vielzahl an Informationen zu existierenden 

Infrastrukturen und Ansprechpartnern ς Providerinformationen und damit Optionen für 

einen Breitbandausbau ermitteln und Kontakte vermitteln.  

Die hessischen Kommunen müssen sich gemeinsam dafür einsetzen, dass die Landesre-

gierung ihre Breitbandmittel auch für öffentliche Einrichtungen einsetzt. Vor diesem 

Hintergrund sollten die regionalen Ansprechpartner in jedem Fall kontaktiert werden, 

wenn es um eine Verbesserung der schulischen Breitbandanbindung geht. Neben der 

Benennung von Ansprechpartnern können dadurch Informationen zu geeigneten Tech-

nologien oder bereits vorhandenen Infrastrukturen (Trassen, Funkstandorte etc.) ge-

nutzt werden, um den späteren Anbieterdialog zielführend zu gestalten, da sich man-

gelnde Kenntnis hier sonst finanziell zum Nachteil der Schulen auswirken kann. Die Nut-

zung empfiehlt sich zudem nicht nur einmalig, da die Datensammlung kontinuierlich 

wächst und somit auch aktuelle Ausbauinformationen berücksichtigt werden können.  

Bei der Planung erforderlicher Anbindungsgeschwindigkeiten sollte sich eine Strategie 

auch an der aktuellen Ist-Situation ausrichten, da sonst unnötige Kapazitäten vorgehal-

ten werden. Dennoch ist insbesondere darauf zu achten, dass die gewählte Anbin-

dungsoption zukunftssicher ist und somit auch höhere Bandbreiten zeitnah bereitge-

stellt werden können. Betrachtet man die Nutzung von einfachen Clouddiensten und 

unterstellt, dass die heutige Nutzung vorwiegend zu unterschiedlichen Zeiten durch die 

Beteiligten erfolgt, genügt für die externe Anbindung der Schulen bereits eine ausrei-

chend dimensionierte Uploadgeschwindigkeit, d.h. eine möglichst hohe asymmetrische 

bzw. geringere symmetrische DSL-Geschwindigkeit (Upload größer 2Mbit/s). Sobald eine 

Integration von LMS-Funktionalitäten in den Unterricht erfolgt und damit vor allem auch 

zeitgleiche Zugriffsszenarien in Klassenstärke realisiert werden müssen, ist eine hoch-

wertige Glasfaseranbindung oder alternativ dazu ein Kabelnetzzugang unumgänglich. 

Weiterhin kommen auch Richtfunk basierte Punkt-zu-Punkt Anbindungen für die Schu-

len in Betracht. Sind kurzfristige Anbindungen dieser Art nicht zu realisieren, muss über-

gangsweise eine dezentrale Synchronisation der Daten (z.B. über Proxytechnologien) 

erfolgen. Diese hat die Beibehaltung entsprechender Infrastrukturen in der Schule zur 

Folge und muss daher auch im Rahmen der Kostenauswirkungen betrachtet werden. 



 

 

Für den Zugang zu allen technischen Systemen in den Schulen müssen die Nutzerinnen 

und Nutzer sicher identifiziert werden. Die zentrale Zielsetzung für die Authentifizierung 

besteht darin, jeder Nutzerin und jedem Nutzer eine eindeutige Benutzerkennung zur 

Verfügung zu stellen (Identity-Management), mit der diese über einen einzigen Anmel-

devorgang Zugang zu allen ihnen zugeordneten und legitimierten Applikationen, Inhal-

ten und Daten erhalten können (Access-Management). Dies betrifft sowohl Angebote, 

die vom Schulträger selber bereitgestellt werden, als auch den Zugriff auf Angebote von 

Drittanbietern. Im Idealfall erfolgt dies über eine einzige Anmeldung (Single Sign On). 

Die Nutzerinnen und Nutzer der schulischen Netze teilen sich in unterschiedliche Grup-

pen auf. Die erste Gruppe sind die Lehrkräfte (einschließlich Referendarinnen und Refe-

rendare sowie nicht unterrichtendes pädagogisches Personal). Schülerinnen und Schüler 

bilden die zweite Gruppe. Die Erziehungsberechtigten stellen künftig eine weitere po-

tenzielle Nutzergruppe. Während die ersten beiden Gruppen zwingend einen Zugang 

benötigen, steht für die Gruppe der Erziehungsberechtigten die Diskussion bei vielen 

Schulträgern und auch mit dem Land noch aus, in welchem Umfang und zu welchen 

Diensten künftig ein Zugang erforderlich wird.  

Neben üblichen Veränderungen, wie z.B. einer Namensänderung, kommen im Schulum-

feld systembedingte Veränderungen wie Einschulung, Jahrgangs-, Klassen- und Kurs-

wechsel, Schulwechsel oder der Schulabschluss sowie kurzfristige Eintragungen (z.B. 

Austauschschüler) in den Nutzerdaten hinzu, die in jedem Jahr zu einem erheblichen 

Veränderungsbedarf führen werden. Der Aufwand dafür ist deutlich höher als für die 

Kernverwaltung. Bei den Lehrkräften ist zu berücksichtigen, dass eine Tätigkeit in mehr 

als einer Dienststelle im System umsetzbar sein muss. Auch bei Schülerinnen und Schü-

lern kann im Einzelfall eine Zugehörigkeit zu mehreren Schulen bestehen.  

Die Umsetzung des Identity-Managements stellt damit weniger ein technisches Problem 

dar (wie bestehende Lösungen in verschiedenen Großunternehmen zeigen), sondern ist 

vielmehr auch organisatorisch und damit vor allem personell zu hinterlegen. Hier muss 

das Identity- und Access-Management Lösungen für die Datenpflege anbieten, um diese 

Veränderungen zeitnah und mit einem geringen Aufwand umzusetzen, da die Schulträ-

ger meist nicht über ausreichend Personal verfügen, um die Einrichtung und Betreuung 

der Benutzerkennungen im Rahmen der bekannten Prozesse zu organisieren. Aus die-

sem Grund ist eine Datenübernahme bzw. Anbindung an andere Lösungen (wie z.B. die 

Schulverwaltungssoftware) zwingend erforderlich, um redundante Datenhaltung zu 

vermeiden und eine dezentrale Pflege des zentralen Datenbestands z.B. über die Schul-

sekretariate zu ermöglichen. Hierfür ist jedoch eine Abstimmung zwischen Landesaufga-

ben (Schulverwaltungssoftware) und Schulträgeraufgaben (Benutzerverwaltung) erfor-

derlich.  

Generell lässt sich feststellen, dass cloudbasierte Lösungen zu erhöhten Anforderungen 

und steigender Komplexität für das einzusetzende Identity- und Access-Management 

führen. Unter der Annahme, dass für den Einsatz schulischer Clouddienste vorwiegend 

die Ebene SaaS zum Einsatz kommen wird, hat dies gegenüber der traditionellen IT ei-

nen deutlichen Kontrollverlust für die Kunden des Cloudanbieters bezogen auf Daten-






























